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DPG kritisiert Entscheidung des Deutschen Evangelischen 
Kirchentages zum Verbot der NAKBA-Ausstellung 
Das Präsidium der Deutsch-Palästinensischen Gesellschaft e.V. kritisiert die unbegründete 
Entscheidung des Deutschen Evangelischen Kirchentages (DEKT), die NAKBA-Ausstellung 
im 75. NAKBA-Gedenkjahr zu verbieten. Dies ist seit 2010 auf dem ökumenischen und seit 
2013 auf allen Evangelischen Kirchentagen unbeanstandet möglich gewesen.  

Das Verbot der NAKBA-Ausstellung auf dem Kirchentag vom 7.-11. Juni 2023 in Nürnberg 
ist ein unakzeptabler Akt der Zensur und des Eingriffs in die Meinungsfreiheit. 

Diese willkürliche, möglicherweise auf Druck Dritter zurückzuführende Entscheidung 
widerspricht den eigenen Grundsätzen, Themen offen zu diskutieren und die 
Meinungsfreiheit zuzulassen.  

Es reicht nicht aus, dass der Verein "Flüchtlingskinder im Libanon“ als Herausgeber der 
NAKBA-Ausstellung einen Stand am Kirchentag, jedoch ohne die Ausstellung, betreuen 
darf. Die Verantwortlichen im DEKT werden aufgefordert, eine Begründung für die 
Ablehnung bekannt zu geben und ihre - für die DPG nicht nachvollziehbare - Entscheidung 
zu revidieren.  
 

 

DPG-Zoom-Vortrag auf YouTube abrufbar 
 

Aus aktuellem Anlass hat Nazih Musharbash, DPG-Präsident, einen 
Zoom-Vortrag zur umstrittenen neuen israelischen Regierung 
gehalten. Wunschgemäß wurde der Vortrag aufgezeichnet und ist 
nun abrufbar, unter: 
https://www.youtube.com/watch?v=3cNt-rxAZv4 
 

In diesem Videofilm erfahren Sie, wie Netanjahu die „korrupteste 
israelische Regierung“ anführt und welche Auswirkungen seine Politik 
auf die israelische Bevölkerung und auf die PalästinenserInnen hat. 
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FÜR DIE OPFER DER ERDBEBEN-KATASTROPHE 

IN DER TÜRKEI UND IN SYRIEN 
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ÄRZTE OHNE GRENZEN 
WIR BITTEN UM IHRE HILFE UND IHRE SOLIDARITÄT 
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Bitte Namen und Anschrift bei der Überweisung angeben. 

 
 



Leserbrief – Einseitige Solidarität 
Kein Platz für Antisemitismus 
 

Da ist sie wieder, die altbewährte und bekannte Stimme von Uwe Becker und auch 
Anderen – nicht nur in Frankfurt.  Uwe Becker, der seit Jahren alles Erdenkliche 
unternimmt. um die bereits vor Beginn der Staatsgründung Israels bis heute stattfindende 
ethnische Säuberung Palästinas mit ihren Denk- und Verhaltensweisen gut zu heißen. 

Wie immer, kein Wort über die menschenrechtlich engagierten jüdischen Organisationen 
innerhalb und außerhalb Israels, in Deutschland und weltweit. Kein Wort über die 
Verstöße der israelischen Regierungen gegen das Völkerrecht und die Beschlüsse der 
Vereinten Nationen des Europaparlamentes und des Deutschen Bundestages. Kein Wort 
gegenüber den ethnisch diskriminierenden unterschiedlichen Rechtssystemen und dem 
unterschiedlichen Zugang zu Bildung, Arbeit und Gesundheitswesen für die verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen. Kein Kommentar zu der de facto Annexion des West Jordanlandes 
und der Abriegelung des Gaza Streifens 

Kein Wort über die neue Regierung, an deren Spitze drei kriminelle Politiker stehen und 
der vierte soeben durch einen Beschluss des Obersten Gerichthofes mit 10:1 Stimmen aus 
dem Amt als Innen- und Gesundheitsminister entfernt wurde. [Aber hier ist noch nicht 
aller Tage Abend. Soll doch ein Gesetz in Kraft treten, dass der Knesset erlauben soll, die 
Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes durch Parlamentsbeschlüsse aufzuheben.] 

Es muss erlaubt sein, die nach EU-Recht nicht korrekt kenntlich gemachten Produkte der 
Siedler nicht zu kaufen und darauf hinzuweisen, dass sie auf enteignetem Boden 
gewachsen sind. Es muss erlaubt sein, über alle Gesetze und Praktiken zu informieren, 
z.B. auch das das 61-seitige "Verfahren für die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern im Gebiet Judäa und Samaria [ein Verweis auf das Westjordanland]". Dieses 
ersetzt ein dreiseitiges Dokument mit einem Verfahren, das erstmals im Dezember 2006 
eingeführt wurde. Es muss erlaubt sein, als Ärztin dem hippokratischen Eid zu folgen und 
Alle zu behandeln, und nicht, wie in Israel vorgesehen, wegen des „subjektiven Gefühls 
des Unwohlseins“ auch eine Behandlung ablehnen zu dürfen. 

Roger Waters nennt nicht antisemitische Narrative, [wie von Frau Manuela Rottmann von 
den Grünen formuliert.] Er folgt nicht einer parteilichen Haltung, die die Augen vor der 
Realität verschließt. Nicht nur seine, sondern auch meine Kritik ist Israel bezogen. 
Schließlich findet dieses Alles in Israel statt und nicht in der Antarktis. Auch in der 
Tradition meiner (jüdischen und christlichen) Vorfahren unterstütze ich das Eintreten für 
das gleichberechtige Leben Aller. 

Wäre diese, von allen israelischen Regierungen betriebene Politik semitisch, dann, nur 
dann, wäre ich auch anti-semitisch. Aber zum Glück, beinhalten die Grundwerte aller 
Religionen, neben fundamentalistischen Äußerungen immer auch das Eintreten für die 
Menschenrechte.  

Eva Renate Marx-Mollière, DPG-Mitglied, [um diese Stellen gekürzt], am 04.02.23 im Frankfurter Rundschau, in der 
"Regionalausgabe " Rhein Main im Lokalteil Frankfurt (+Wiesbaden, Mainz) erschienen 

Briefmarke 

Unser Antrag, anlässlich des 75. NAKBA-
Gedenkjahres, eine Briefmarke drucken zu 
lassen, ist leider abgelehnt worden. 

Die nächste Ausgabe des Palästina Journals 
beinhaltet einen Bogen mit klebbaren 
Etiketten zur persönlichen Verwendung.  

 

 

 



Im SPIEGEL „Die radikalen Siedler ticken wie der Ku-Klux-Klan“ 

 



 



 

 


